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Oberverwaltungsgericht NRW, 10 D 121/07.NE

„Der Bebauungsplan Nr. 105 - E.ON Kraftwerk - der Stadt Datteln ist 
unwirksam.“
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Bundesverwaltungsgericht, BVerwG 4 BN 66.09 - OVG 10 D 121/07.NE 

„Die Beschwerden der Antragsgegnerin und der Beigeladenen gegen die 
Nichtzulassung der Revision in dem Urteil des Oberverwaltungsgerichts für das Land 
Nordrhein-Westfalen vom 3. September 2009 werden zurückgewiesen.“ 

28.11.2010          pdf-Seite  84  

Kurzgutachten  RA Heinz – Berlin 

„Im Ergebnis spricht alles dafür, dass eine Zielabweichungsentscheidung im hier 
erforderlichen Umfang rechtswidrig wäre, weil die Grundzüge der Landesplanung 
in mehrfacher Hinsicht berührt und die Abweichung deshalb unter 
raumordnerischen Gesichtspunkten nicht vertretbar ist (§ 6 Abs. 2 
Raumordnungsgesetz [ROG]; § 16 Landesplanungsgesetz NRW [LPlG]).“ 
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Rechtsgutachten Prof. Dr. Martin Schulte und RA Joachim Kloos 
Zur Zulässigkeit eines Zielabweichungsverfahrens zwecks 
Realisierung des Kohlekraftwerks Datteln 4 

„Die rechtlich zulässige „Heilung“ eines entsprechenden Abwägungsfehlers – freilich 
innerhalb eines neuen bauleitplanerischen Verfahrens – unter ausdrücklicher und 
umfassender Auseinandersetzung mit den abweichenden Zielen der Raumordnung 
in Teil B des LEP 1995 einerseits und dem Regionalplan für den Regierungsbezirk 
Münster (Teilabschnitt Emscher-Lippe) andererseits bei der Standortfrage des 



Kraftwerks ist ausgeschlossen. Derzeit vorhandene Divergenzen zwischen den 
verschiedenen Ebenen der Landesplanung lassen sich durch Abwägung schon 
deshalb nicht zum Ausgleich bringen, weil die Regionalplanung bei den von ihr 
vorgesehenen, erweiterten Standortalternativen gegen die ihr raumordnungsrechtlich 
allgemein zugewiesene Konkretisierungsaufgabe, die sich auch im spezifischen 
Landesrecht (§ 18 Abs. 1 S. 2 LPlG) bestätigt findet, verstößt. Daran ändert ein, 
Anfang 2010 für das geplante regionale Gewerbe- und Industriegebiet „newPark“ in 
Datteln-Waltrop durchgeführtes Zielabweichungsverfahren nach § 24 LPlG NRW 
a.F., welches das Gebiet für flächenintensive Großvorhaben verkleinerte und die 
Zweckbindung des „Standorts für die Energieerzeugung B 3.5 Dattel-Waltrop“ strich, 
nichts, da es das betroffene Ziel der Raumordnung – die zeichnerische 
Standortfestlegung – für alle sonstigen Projekte anderer Vorhabenträger, so auch für 
das vorliegende, unberührt lässt.“ 

„Ein rechtlich zulässiges Zielabweichungsverfahren kommt vorliegend nicht in 
Betracht. Etwas anderes kann auch der Entscheidung des OVG Münster vom 
03.09.2009, a.a.O., nicht entnommen werden. Das Gericht äußert sich nur an einer 
Stelle der Urteilsgründe, im Zusammenhang mit formalisierten Verfahren, die 
abstrakt geeignet erschienen, die mangelnde Zielkonformität des Vorhabens zu 
beseitigen, zum Zielabweichungsverfahren. Eine materiell-rechtliche Bewertung 
etwaiger Erfolgsaussichten ist damit nicht verbunden.“ 
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Deutsche Umwelthilfe - Zur Zulässigkeit eines Zielabweichungsverfahrens 
zwecks Realisierung des Kohlekraftwerks Datteln 4 

„Ein rechtlich erfolgversprechendes Zielabweichungsverfahren kommt vorliegend mangels 
Vertretbarkeit unter raumordnerischen Gesichtspunkten und mangels Nicht-Berührt-Sein 
der Grundzüge der Planung nicht in Betracht.“ 
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Gutachterliche Stellungnahme zu den abstandsrechtlichen Aspekten einer 
planungsrechtlichen Absicherung des E.ON-Kohlekraftwerks Datteln IV 
Abgegeben im Auftrag der Stadt Datteln
Prof. Dr. Michael Uechtritz und RA Marco Siever 

„Im Hinblick auf den Aspekt „Abstand“ bestehen keine rechtlichen Hindernisse, die 
einer Bauleitplanung für die Realisierung des Kohlekraftwerks am Standort 
„Löringhof“ vom vornherein entgegenstehen. Auch auf der Basis der rechtlichen 
Annahmen, die das OVG Münster in seinem Urteil vom 3. September 209 getroffen 
hat, kann eine entsprechende Schlussfolgerung nicht gezogen werden. Das Urteil 
des OVG Münster hat – jedenfalls in Bezug auf den Aspekt „Abstand“ – nicht 
angenommen, es gebe zwingende normative Vorgaben, die der Errichtung eines 
Kohlekraftwerks in der vom Vorhabenträger geplanten Dimension am 



fraglichen Standort entgegenstünden. Es hat den ursprünglichen Bebauungsplan 
zwar auch im Hinblick auf mehrere Abstandsaspekte beanstandet. Dies aber nicht 
deshalb, weil der in Rede stehende Standort von vornherein einen zu geringen 
Abstand von schutzwürdigen und schutzbedürftigen Gebieten aufweist, sodass er für 
das geplante Kohlekraftwerk Datteln IV von vornherein als ungeeignet eingestuft 
werden müsste. Die Entscheidung des OVG Münster basiert – soweit Abstands-
Aspekte beanstandet wurden – im Kern darauf, dass im bisherigen 
Bebauungsplanverfahren Ermittlungs- und Bewertungsfehler zu konstatieren 
sind, die zur Fehlerhaftigkeit des Bebauungsplans und damit zu dessen Aufhebung 
geführt haben.“ 
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Rechtswissenschaftliches Gutachten – Änderung des Regionalplans für den 
Regierungsbezirk Münster (Teilabschnitt Emscher-Lippe) – Kraftwerksstandort 
in der Stadt Datteln (Löringhof) 
Dr. Martin Kment 
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Rundschreiben der GRÜNEN Fraktionsvorsitzenden im Regionalverband Ruhr 
Sabine von der Beck 
 
Begründung zur Einleitung des Regionalplanänderungsverfahren 
 
„Im Februar 2011 erfolgte die Beauftragung dieses Gutachtens an den von der 
Verbandsversammlung ausgewählten Gutachter Dr. Martin Kment. Dazu eine 
Anmerkung: Das Rechtsgutachten für den RVR ist durch E.ON als Vorhabenträger 
beauftragt und finanziert worden. Hierzu haben wir im RVR auf die in der 
Kommunalpolitik bekannte Verfahrensweise bei vorhabenbezogenen 
Bebauungsplänen zurückgegriffen. Hierbei ist es Praxis, dass der Vorhabenträger 
sämtliche Kosten für notwendige Gutachten und Untersuchungen trägt. 
Normalerweise trifft die Verwaltung die hierzu notwendigen Entscheidungen. Im 
Unterschied hierzu sind für das vorliegende Gutachten zum Kraftwerk Datteln die zu 
bearbeitenden Fragestellungen sowie die Benennung des Gutachters durch 
Beschlüsse der RVR-Verbandsgremien erfolgt.“ 
 
„Der Gutachter kommt zu dem Ergebnis, dass keine Hinderungsgründe für eine 
Fortführung des Verfahrens vorliegen. Er hält die Abweichungen von den Zielen der 
Landesplanung sogar für so wenig gravierend, dass seines Erachtens 



Zielabweichungsverfahren noch nicht einmal notwendig seien, empfiehlt deren 
Durchführung jedoch vorsorglich vor dem Hintergrund des OVG-Urteils aus 2009.“ 

„Schließlich ist davon auszugehen, dass je nach Ergebnis aller Planverfahren am 
Ende entweder betroffene Bürgerinnen und Umweltverbände einerseits oder E.ON 
andererseits das Ergebnis erneut gerichtlich überprüfen lassen werden.“ 
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Email von R. Schorn-Lichtenthäler aus der Stadt Datteln 

Im Anhang die Ausarbeitung: Zuviel Kohle macht auch nicht glücklich 
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Email K. Seeling aus Datteln an BÜNDNIS 90/DIE GRUENEN 
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Kraftwerk Datteln — Zielabweichungsverfahren 
Gedanken und Kritikpunkte im Zusammenhang mit dem Gutachten von Dr. 
Kment Änderung des Regionalplans für den Regierungsbezirk Münster 
Kraftwerksstandort in der Stadt Datteln vom April 2011 
RA Heinz – Berlin 

„Als neutraler Gutachter im Auftrag des RVR - so wurde die Beauftragung von Dr. 
Kment öffentlich angekündigt - hätte ein anderes Vorgehen sehr nahe gelegen: 
Nämlich der Hinweis, dass öffentliche Institutionen - wie z.B. der RVR - gehalten 
sind, bestandskräftige gerichtliche Entscheidungen zu akzeptieren und umzusetzen 
(selbst dann, wenn andere Positionen vertretbar sein sollten). Bei dieser Gelegenheit 
nur am Rande: Der Punkt, dass man sich das Gutachten von e.on bezahlen lassen 
wollte hat überhaupt nichts damit zu tun, dass e.on hier Auftraggeberin ist. Vielmehr 
hätte - wie in derartigen Fällen üblich und zur Gewährleistung der Neutralität 
notwendig - der RVR die Kostenübernahme vertraglich von e.on zusichern lassen 
können, um das Gutachten anschließend selbst in Auftrag zu geben.“ 

„Die o.g. Position von Dr. Kment ist auch inhaltlich unzutreffend. Er erweckt den 
Eindruck, als habe das OVG mehr oder weniger blind nicht zwischen der Innen- und 
Außenwirkungen der Standortfestlegungen für Großkraftwerke im LEP 
unterschieden. Das Gegenteil ist der Fall. Das OVG beschäftigt sich ab Randnummer 



66 (juris) umfassend mit dieser Frage, unter anderem unter Verweis auf eine aktuelle 
Entscheidung des Bundesverwaltungsgerichts vom 16.03.2006, Az. 4 A 1075.04. 
Dass Dr. Kment dem RVR dennoch vorsorglich ein Zielabweichungsverfahren 
empfiehlt zeigt, wie unsicher sein Ergebnis ist. Im Übrigen kann man ein 
Verwaltungsverfahren - wie ein Zielabweichungsverfahren - nicht hilfsweise ins 
Rollen bringen. Entweder ist man der Auffassung, dass eine Zielkonformität auch so 
gegeben ist. Dann gibt es keinen Grund und kein rechtliches Interesse für ein 
Zielabweichungsverfahren. Oder man ist der Meinung, dass es an der Zielkonformität 
fehlt. Dann muss eben entschieden werden, ob für das konkrete Vorhaben 
ausnahmsweise von dem Ziel abgewichen werden darf.“ 

„Entgegen der Ansicht von Dr. Kment kommt eine Zielabweichung (u.a. im 
Hinblick auf die Standortfrage) nicht in Betracht. Denn dies würde dazu fuhren, 
dass die Grundzüge der Planung berührt wären. Die gegenteilige Argumentation von 
Dr. Kment kann nicht überzeugen: Erstens nutzt er die gleichen Argumente, mit 
denen er zuvor das Bestehen einer Außenwirkung der LEP-Kraftwerksstandorte
bestritten hat, erneut (vgl. S. 94 ff. des Gutachtens). Das ist unlogisch, denn man 
kann nicht hilfsweise - also für den Fall, dass die eigenen .Argumente falsch sind - 
ein Zielabweichungsverfahren vorschlagen, und dann hierin wiederum auf genau 
diese (falschen) .Argumente zurückgreifen.“ 
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